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Auszug aus dem Protokoll der
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26s 100
100.1

Recht
Nutzungsordnung, NutzungsPlan
Nutzungsptanung, Gesamtrevision Nutzungsplanung Siedlung und
Kulturland mit dazugehörendem Gebührenreglement und revidiertem
Reglement über die Finanzierung von Erschliessungsanlagen; Ge'
nehmigung

Die Botschaft enthält zu diesem Geschäft folgende Erläuterungen

Verfah ren, Planu ngsprozess

An der Gemeindeversammlung vom 15. Juni 2O12haben die Stimmberechtigten dem bean-

tragten Verpflichtungskredit zur Durchführung einer Gesamtrevision der Nutzungsplanung der
Gemeinde Muhen zugestimmt.

Nach Abschluss des Submissionsverfahrens wurde die Planar AG für Raumentwicklung, 8006

Zürich, mit der Du rchfü h rung der Nutzu ngsplanu n gsrevision beauft ragt.

Eine Planungskommission hat den Planungsprozess eng begleitet. Bei deren Konstitution

wurde je einVertreter aus dem Gemeinderat, der Gemeindeverwaltung, dem Natur- und Vo-
gelschutzverein, dem Gewerbeverein, dem Verein der Dorfuereine, der landwirtschaftlichen
öenossenschaft sowie der beiden Ortsparteien (SVP, SP) berücksichtigt. An 14 ordentlichen

Sitzungen hat die Planungskommission unter der Moderation des beauftragten Planungsbüros

an der Neugestaltung deiPlanungsinstrumente mitgearbeitet. Weitere themenbezogene Sit-
zungen wurden jeweils mit einer Delegation der Planungskommission, weiteren lnteressens-

vertretern u nd betroffenen Parteien d urch geführt.

ln verschiedenen Phasen des Planungsprozesses wurde die Bevölkerung zur Mitwirkung ein-
geladen, so auch zu Planungsbeginn zur Erarbeitung eines Ortsplanungsleitbildes' Dieses

örtsplanungsleitbild diente als Leitfaden für die nachfolgenden Planungsschritte. Raumplane-

rische Leitslhranken ergaben sich aus den übergeordneten Strategien und Gesetzen des

Bundes und des Kantons Aargau.

Als Ergebnis der Nutzungsplanungsrevision liegen folgende neuen Planungsinstrumente vor:

- Bau- und Nutzungsordnung (BNO)
- Nutzungsplanung Siedlung (Bauzonenplan, BZP)
- Nutzungsplanung Kulturland (Kulturlandplan, KLP)
- Planungsbericht

Die vorab aufgelisteten Unterlagen lagen vom 18. Januar 2016 bis am 16. Februar 2016 wäh-

rend 30 Tagen öffentlich auf. Es sind vier Einwendungen eingegangen. Eine Einwendung

wurde zurüökgezogen und konnte so als erledigt von der Kontrolle abgeschrieben werden. Die

weiteren Einwendungen wurden fast vollumfänglich abgewiesen. Einzig im Zusammenhang

mit dem Kaskadenmodell für die Standortevaluation neuer Mobilfunkanlagen wurde eine re-

daktionelle Anpassung in der Bau- und Nutzungsordnung im Sinne der Einwendenden vorge-
nommen - inhaltlich hat diese Korrektur allerdings keine Relevanz.

Die allgemeinen Nutzungspläne werden durch die Gemeindeversammlung beschlossen' Nach

Abschluss eines allfälligen Referendumsverfahrens können die Einwendenden die Planung

mit Verwaltungsbeschwerde beim Reg ierungsrat anfechte n.
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Die wichtigsten Anderungen im Uberblick

Die Analysen und die daraus abgeleiteten Strategien sind im 92 Seiten umfassenden Pla-
nungsbericht ausführlich dokumentiert. Der Planungsbericht und die weiteren Unterlagen sind
auf der Homepage der Gemeinde Muhen (www.muhen.ch) unter der Rubrik ,,News" aufge-
schaltet und sind im Vorfeld zur Gemeindeversammlung zu den Öffnungszeiten auf derGe-
meindeverwaltung einsehbar.

Die nachfolgende Auflistung mit den wichtigsten Anderungen bildet nur einzelne Elemente der
umfassenden Revision ab. Aufgeführt sind diejenigen Anderungen, die nach Ansicht des Ge-
meinderates von einem breiteren, öffentlichen lnteresse sind.

Masterplan Dorfzentrum

Entstanden aus verschiedenen Weilern und Gehöften, welche quer über das Gemeindegebiet
verstreut lagen, verfügt Muhen nicht über ein historisches Dorfzentrum. Erst mit dem Bau des
alten Schulhauses um 1900 und der Kirche um 1960 sowie der Siedlungsentwicklung entlang
der Hauptstrasse und in Nähe der Bahnstationen bildete sich allmählich eine Konzentration öf-
fentlicher und publikumsorientierter Nutzungen, welche als Dorfzentrum wahrgenommen wer-
den.

Wie im Ortsplanungsleitbild gefordert, soll die Entwicklung eines wahrnehmbaren Gemeinde-
zentrums als kommunaler Treff- und Versorgungspunkt gefördert werden. Dahingehendes Po-
tenzialwurde insbesondere im Schild zwischen dem Halbkreisel, dem Schulareal und der Kir-
che erkannt. Für dieses Gebiet wurde eine Gestaltungsplanpflicht eingeführt, wobei auch
mehrere Teil-Gestaltungspläne möglich sind. Gestaltungspläne dienen der räumlichen Gestal-
tung und Nutzung eines bestimmten Gebietes im Sinne einer übergeordneten Zielvorgabe. Als
Basis für die Ausarbeitung der jeweiligen Gestaltungspläne soll vorgängig eine so genannte
Masterplanung durchgeführt werden. Dabei werden die Ziele der Zentrumsentwicklung präzi-
siert und an Hand einer vertieften Analyse werden konkretere Massnahmen zur Umsetzung
formuliert. So kann sichergestellt werden, dass die Teil-Gestaltungspläne eine gemeinsame,
vernetäe Strategie verfolgen und ineinander greifen.

Die Masterplanung ,,Dorfzentrum" soll als Folgeprojekt zur Nutzungsplanungsrevision mög-
lichst zeitnah in Angriff genommen werden. Er bildet die Basis zur Schaffung eines attraktiven
und identitätsstiftenden Raumes mit hoher Aufenthaltsqualität im Bereich des definierten Pe-
rimeters.

Bauland Ein- und Auszonunoen

Die aktuellen Gesetzesgrundlagen lassen, abgesehen von den im kantonalen Richtplan auf-
geführten Spezialfällen, keine Neueinzonungen zu. Es ist lediglich ein Abtausch von Bauzo-
nen möglich.

Eine Reduzierung der Zone für öffentliche Bauten im Gebiet ,,Ankematt" um rund 0,56 Hekta-
ren ergab für die Nutzungsplanungsrevision einen entsprechenden Gestaltungsspielraum. Die
Kompensation der ausgezonten Fläche erfolge im Wesentlichen durch die Einzonungen für
die Erweiterung der Arbeitszone ,,Nidermatt" (rund 0,34 Hektaren) und für die Ausdehnung des
Siedlungsgebietes im Bereich der angestrebten Zentrumsentwicklung im Gebiet,,Tannacker"
(rund 0,17 Hektaren).
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Die Arbeitszonen-Erweiterung entspricht primär dem Bedarf einer ortsansässigen Bauunter-
nehmung zur Auslagerung des Werkhofes aus einer gemischten Wohn- und Arbeitszone. Die
Gemeinde unterstützt die Auslagerung in die Arbeitszone, weil so das heutige Werkhofareal in
unmittelbarer Nähe zur WSB-Bahnhof.Haltestelle für eine situationsgerechtere Nutzung (2.8.
Wohnen) frei wird. Mit einer guten Uberbauung des frei werdenden Areals wird das Ortsbild
aufgewertet und die betriebsbedingten Emissionen werden in eine reine Arbeitszone verlagert.
Bei einer platzsparenden Uberbauung kann geprüft werden, ob die eingezonte Fläche auch
anderen ortsansässigen Betrieben als Standortaltemative resp. zur Standortoptimierung zur
Verfügung gestellt werden kann. Je nachdem wie sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen
entwickeln, kann die bestehende Arbeitszone gegen Westen erweitert werden.

Bauzone im Gebiet,fannackef nach Osten (grüner gemäss Gra-
fik unten). Die Fläche wird der gemischten Wohn' und Arbeitszone WA3 zugewiesen. Es be-
steht eine Gestaltungsplanpflicht. Zusammen mit den angrenzenden Grundstücken ergibt sich
ein grösserer Schild mit hohem gestalterischen Spielraum und Potenzial für die Zukunft.

Einzonungen von Flächen rund um ehemals landwirtschaftlich genutäe Wohn- oder Ökono-
miegebäude, die an bestehende Bauzonen anschliessen, müssen gestütä auf einen Richt-
planbeschluss nicht kompensiert werden. Deshalb muss von der eingezonten, rund 0,4 Hekta-
ren grossen Fläche (grün umrandet) nur der nördliche, rund 0,17 Hektaren umfassende Teil
kompensiert werden (Abtausch mit Auszonung ,,Ankemaft").

J
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Einzonung
,,Tannackef

Umzonungen wurden vor allem im Kontext mit einer Verdichtung nach innen untersucht. Da-
hingehende Bestrebungen mit deutlich spürbarem Effekt erfordern lnterventionen in den Ge-
bieten mit niedriger Dichte. Die Wohnzone W1 (Zone mit der niedrigsten Dichte) soll deshalb
mit der Wohnzone W2 zusammengeführt werden. Trotz einer erheblichen Differenz bei den
bestehenden Ausnützungsziffern (AZ) haben die beiden Wohnzonen bereits heute sehr ähnli-
che Strukturen, wie die nachfolgenden Luftaufnahmen beweisen:
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tinke Spatte: heutige Wl rechte Spalte: heutige W2

Bei dieser Ausgangslage ist trotz markanter Erhöhung der Dichteziffer mit verhältnismässig
geringen Auswirkungen auf den jeweils betroffenen Quartiercharakter zu rechnen. Damit an
den ,,empfindlichen" Hanglagen der ehemaligen Wohnzone W1 der charakteristische Mass-
stab erhalten bleibt, ist an diesen speziellen Lagen der Bau von Mehrfamilienhäusern nicht zu-
lässig.

Das Gebiet um die Bahnstation ,,Muhen Nord" ist sowohl mit dem öffentlichen als auch für den
motorisierten lndividualverkehr bestens erschlossen. Die gute Lagequalität soll mit gezielten
Aufzonierungen künftig besser genutä werden. Dazu werden in diesem Gebiet die Wohnzone
W2 und die Wohn- und Gewerbezone WG2 neu derWohnzone W3 sowie derWohn- und Ar-
beitszone WA3 zugewiesen. Weitere Anreize sollen eine Siedlungserneuerung fördern.

Verdichtunqsmassnahmen

Das rechnerische Fassungsvermögen der Bauzonen der Gemeinde Muhen beträgt unter Be-
rücksichtigung einer angemessenen Verdichtung auf die Einwohnerzahl bezogen 4'440 (Quel-
le: Bauzonendimensionierung Departement Bau, Verkehr und Umwelt, Abteilung Raument-
wicklung, 2014). Für die kommenden 10 Jahre prognostiziert die zuständige kantonale Fach-
stelle für die Gemeinde Muhen ein Wachstum von aktuell rund 3'870 auf rund 4'230 Einwoh-
ner. Mit der vorhandenen Bauzonenkapazität sind auch für die nächsten 15 Jahre (Planungs-
horizont) genügend räumliche Reserven vorhanden, um den erwarteten Bevölkerungswachs-
tum aufnehmen zu können, insbesondere wenn die geplanten Massnahmen zur angestrebten
inneren Verdichtung mitberücksichtigt werden. Zu diesen Massnahmen zählen (nebst den be-
reits erwähnten Umzonungen):

Nutzungsbonus bei Realisierung von drei Wohneinheiten auf einem kleinen Grundstück
Nutzungsbonus bei der Realisierung von behindertengerechten Einlieger- und Alterswoh-
nungen
höhere Dichte bei Terrassenhäusern
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Privilegierung einer dichteren Bauweise in flachen Lagen (zusätzliches Vollgeschoss an
Stelle des Dachgeschosses)

Diese Massnahmen helfen, den Zersiedelungsprozess zu stoppen. Sie fördern einen haushäl-
terischen Umgang mit den vorhandenen Baulandressourcen.

Einführunq einer neuen Dichteziffer

Die Ausnützungsziffer (AZ) regelt die bauliche Dichte in den verschiedenen Bauzonen; abge-
bildet wird sie als Verhältniszahl zwischen der anrechenbaren Geschossfläche und der anre-
chenbaren Grundstücksfläche. Die AZ ist nach Auffassung der Planungsbehörde unter dem
Aspekt der inneren Verdichtung nicht mehr zeitgemäss und praktikabel. Störend ist dabei ins-
besondere, dass Nebenräume in bestehenden Gebäuden, in der Regel in Dach- und Unterge-
schossen, nicht einer (zeitgemässen) Wohnnutzung zugeführt werden können, sofern die zur
Verfügung stehende Geschossfläche bereits konsumiert wurde. Dies ist besonders den Bau-
herren schwierig zu vermitteln und führt zu Missbräuchen. Dies geschieht teils aus Unwissen
der Eigentümer, da sich die Eigentümer der Bewilligungspraxis solcher Umnutzungen inner-
halb bestehender Gebäudevolumen oft nicht bewusst sind.

Auf ein Dichtemass soll allerdings auch in Zukunft nicht vezichtet werden. Dies aus Gründen
der Ortsbildverträglichkeit (keine quartierfremden, übergrossen Bauvolumen) und weil so auch
künftig mittels entsprechender Boni Anreize für qualitätsvolles, verdichtetes Bauen geschaffen
werden können. Um eine einfachere und klarere Regelung zu erhalten, wird die AZ deshalb
durch die Flächennutzungsziffer (FNZ) abgelöst. Dabei werden für die Berechnung der zuläs-
sigen Dichte künftig mit wenigen Ausnahmen (2.B. unterirdische Einstellhallen) alle Geschoss-
flächen (also auch jene von Nebenräumen wie Keller oder Estrich) berücksichtigt. Spätere
Umnutzungen von Nebenräumen zu Wohnzwecken sind so künftig in Bezug auf die Dichtezif-
fer jedezeit möglich (weil die fraglichen Räume bereits in die Berechnung miteinbezogen
wurden). Von der Anrechnung befreit werden unterirdische Einstellhallen, weil ansonsten die
Gefahr besteht, dass die Parkplätze zu Gunsten von zusätzlichen Renditeflächen (Wohnraum)
zu Lasten einer guten Umgebungsgestaltung nach draussen verlagert werden.

Zur Festlegung der neuen Dichteziffer wurden Vergleichszahlen aus anderen Kantonen her-
angezogen und verschiedene Modellberechnungen durchgeführt. Anschliessend wurden die
so ermittelten Dichteziffern an Hand verschiedener bestehender Einzelbauten und Arealüber-
bauungen verifiziert und gegebenenfalls korrigiert. Die neuen FNZ sind so ausgelegt, dass es
bei bestehenden Bauten zu keinen Uberschreitungen der FNZ kommt; also keine neuen
Rechtswidrigkeiten entstehen. Die Berechnungen haben gezeigt, dass die neuen FNZ einer
moderaten Erhöhung der bestehenden AZ gleichkommen.

Bauzone AZ (BNO alt) FNZ (BNO neu)
w2 0,45 0,6
WM 0,5 0,7
W3 0,6 0,9
WA3 0,65 1,0
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Weitere Elemente

Die Nutzungsplanungsrevision umfasst eine Vielzahl von Anpassungen, Ergänzungen und

Neuerungen. Eine abschliessende Auflistung ist an dieser Stelle nicht möglich. lnteressierte
werden gebeten, den eingangs erwähnten Planungsbericht zu konsultieren, darin finden sich

unter anderem auch Erläuterungen zu:

- der Einführung neuer Messbegriffe; der Kanton Aargau ist dem interkantonalen Konkordat

über die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) beigetreten, dieses gibt die Vereinheitli-
chung von insgesamt 30 Baubegriffen und Messweisen vor,

- der Aktualisierung der Schutzgüter-lnventare (Denkmalschutzobjekte, Naturschutzgebiete,
Einzelobjekte wie Bäume etc.),

- der Erweiterung der Speziallandwirtschaftszone,,Hardmatt" für den Ausbau des bestehen-

den Schweinemastbetriebes,
- und vielem mehr.

Unqelöste Probleme

Es gilt auch festzustellen, dass im Rahmen der nun vorliegenden Nutzungsplanungsrevision
leidär nicht alle Ziele im gewünschten Umfang erreicht werden konnten. lnsbesondere beim

Versuch, bestehende Nutzungskonflikte zu entflechten, scheiterten die jeweiligen lntensionen

an der übergeordneten Gesetzgebung. So konnte beispielsweise im Zusammenhang mit der
unbefriedigenden Erschliessung der Arbeitszone,,KAPAG" kein Durchbruch ezielt werden,

obschon im Rahmen eines Variantenstudiums aus kommunaler Sicht sinnvolle Alternativen

aufgezeigt werden konnten. Zur Verbesserung der Situation können deshalb in diesem Fall

,,nui' Maisnahmen entlang der bestehenden Erschliessungsstrassen umgeseEt werden (Be-

standteil des Kommunalen Gesamtplanes Verkehr).

Sollten sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen in Zukunft hin zu flexibleren, bedürfnisge-

rechteren Lösungen verändern - was zu hoffen bleibt - ist eine Neubeurteilung jedezeit mög-

lich.

Anpassung Gebü hrenreglement

Gemäss $ 45 der revidierten BNO werden die Gebühren und die Tragung der weiteren Ver-
fahrenskosten (Auslagen für externe Fachleute und regionale Stellen, Expertisen usw.) in ei-
nem separaten Reglement geregelt. Das bestehende Gebührenreglement ist aus dem Jahr

1g97. lm Zuge der vorgenommenen BNO-Revision wurde deshalb auch eine Aktualisierung

des Gebühränreglementes vorgenommen. Die relevanten Erkenntnisse und Anderungen kön-

nen zusammenfassend wie folgt festgehalten werden:

- Die Baubewilligungsgebühr bleibt unverändert bei2 Promille der Bausumme. lm regionalen

Vergleich ist dieser Ansatz eher tief. Allerdings fallen in der Gemeinde Muhen zusätzlich

externe Baubewilligungsgebühren an, die kostendeckend weiterverrechnet werden (exter-

ne Stellungnahmen Brandschutz und Energienachweis).
- Die Erfahrung und die Kostenkontrollen in der Vergangenheit haben gezeigt, dass die vor-

genannte Gebühr in einem angemessenen Verhältnis zum Verwaltungsaufwand steht, je-

denfalls bei Bauten mit einer Bausumme von über Fr. 0,5 Mio.

- Die Minimalgebühren in der Höhe von Fr. 50.00 für kleinere Bauvorhaben bei Baugesu-

chen im verÄinfachten Verfahren und Fr. 100.00 bei Baugesuchen im ordentlichen Verfah-

ren, sind im Verhältnis zur geleisteten Arbeit (Erfassung Baugesuch, Prüfung Unterlagen,

ev. Publikation, Verfassen der Baubewilligung, Fakturierung, Baukontrolle, Nachführung

Gebäudestatistik, Archivierung) aus heutiger Sicht zu tief angesetä.
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Die Minimalgebühr für Baugesuche im vereinfachten Verfahren soll von Fr. 50.00 auf Fr.
100.00 erhöht werden.
Die Minimalgebühr für Baugesuche im ordentlichen Verfahren soll von Fr. 100.00 auf Fr.
200.00 erhöht werden (inkl. Kosten für die Publikation des Baugesuches).
Neu definiert sind die Gebühren für Reklamebewilligungen ohne Baugesuch (verkehrs-
rechtliche Zustimmung) und die Gebühren für die Feuerungskontrollen.
Neu definiert sind zudem die Stundenansätze für die Verrechnung nach Aufwand.

Anpassung Erschliessun gsreglement

Die Höhe der Gebühren für die Anschlüsse an die öffentliche lnfrastruktur (Abwasser, Trink-
wasser, Elektrizität) werden im Reglement über die Finanzierung von Erschliessungsanlagen
vom 23. November 2003 (Erschliessungsreglement) festgelegt. Demnach hängt die Gebüh-
renhöhe für die Anschlüsse an das Abwasser- und an das Trinkwassernetz von der realisier-
ten Bruttogeschossfläche (BGF) ab. Mit der Einführung einer neuen Dichteziffer hat die BGF
im Baugesuchsverfahren künftig keine Bedeutung mehr. Auf Grund dieser Ausgangslage und
dem sich daraus ergebenden Anpassungsbedarf wurde das Erschliessungsreglement generell
überprüft. Die relevanten Erkenntnisse und Anderungen können zusammenfassend wie folgt
festgehalten werden:

Neu wird der Gebührenbemessung nicht mehr die Bruttogeschossfläche sondern die mit
der neuen Dichteziffer (FNZ) definierte anrechenbare Geschossfläche (aGF) zu Grunde ge-
legt. Da neu auch Nebenräume (2.8. Keller, Estrich, Technikräume) zur aGF zählen, erhöht
sich die massgebende resp. beitragspflichtige Fläche um ca. 2O o/o. Die Wasser- und Ab-
wassergebühr mit Bezug zu dieser Fläche wird deshalb um dieses Mass (20 %) reduziert
(so dass die entsprechenden Beiträge in der Summe in etwa gleich bleiben). Die Begriff-
lichkeiten werden der neu definierten Dichteziffer angepasst.
Auf die Erhebung einer Abwasser-Anschlussgebühr für Dach- oder Hartflächen, von denen
kein Wasser in die Kanalisation abgeleitet wird (Versickerung oder Einleitung in Vorfluter),
wird künftig verzichtet. Dieser Ansatz ist letztlich verursachergerechter und berücksichtigt
die aktuelle Rechtsprechung. Weilder Eigenwirtschaftsbetrieb,"Abwasser" sich gestützt auf
den Finanzplan keine Mindereinnahmen leisten kann, werden diese wegfallenden Gebüh-
ren durch eine Anpassung bei den weiteren Parametern (um maximal 20 %) kompensiert.
Der in der Praxis gefestigte Grundsatz, wonach für gewerblich-industrielle Lagerflächen
ohne Wasser- resp. Abwasseranfall eine Reduktion von 50 % gewährt wird, wird im Er-
schliessungsreglement neu festgeschrieben.
Künftig wird nur noch gewerblich-industriellen Betrieben (Produktion etc.) ein reduzierter
Ansatz auf die Geschossfläche gewährt. Für Dienstleistungsbetriebe gilt der gleiche Ansatz
wie für Wohnbauten (weil der Wasserbezug und die entsprechende Abwassermenge der
Wohnnutzungen sehr ähnlich sind).
Bei Reihen-, Terrassen- und Mehrfamilienhäuser mit einem gemeinsamen Hausanschluss-
kasten wird die Anschlussgebühr für die Elektrizitätsversorgung neu an Hand des erforder-
lichen Kabelquerschnittes anstelle von Gebäude- und Wohnungspauschalen bemessen.
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Fazit

Die revidierten Planungsinstrumente gewährleisten eine qualitätsvolle Entwicklung der Ge-
meinde Muhen. Dabeit werden die vielschichtigen Anliegen gemäss Ortsplanungsleitbild be-
rücksichtigt. Es werden wichtige Leitplanken gesetzt und Fördermassnahmen definiert, damit
die im Ortsplanungsleitbild nach unterschiedlichen Themenbereichen definierten Ziele erreicht
werden können. Dazu zählen beispielsweise die Massnahmen zur inneren Verdichtung (The-
menbereich Siedlungsentwicklung), die Planungsvorgaben für die Zentrumsentwicklung
(Themenbereich Orts- und Quartierbild), die objektbezogenen Massnahmen zur Erhöhung der
Verkehrssicherheit gemäss Kommunalem Gesamtplan Verkehr (Themenbereich Mobilität und
Umwelt), der Schutz von wertvollen Landschaften und Objekten (Themenbereich Natur und
Landschaft), der Erhalt und die Erweiterung von Arbeitszonen mit guten Rahmenbedingungen
für gewerbliche Tätigkeiten (Themenbereich Wirtschaft) oder die Massnahmen zur Förderung
von altersgerechten Wohnungen (Themenbereich Gesellschaft).

Die revidierten Unterlagen lösen ein rund 2O-jähriges Planwerk ab und stellen auf Basis der
aktuellen Erkenntnisse eine nachhaltige Entwicklung für ein attraktives Muhen sicher.

Antrag

Die Gesamtrevision der Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland mit dazu gehörendem Ge-
bührenreglement sowie das revidierte Reglement über die Finanzierung von Erschliessungs-
anlagen seien zu genehmigen.

Gemeindeammann Andreas Urech weist auf den Planungshorizont von rund 15 Jahren und
die im Moment noch geltenden lnstrumente aus dem Jahr 1991 mit der Teilrevision in den
Jahren 199611997 hin. Dabei gelte es jeweils, die aktuellen Gesetzesbestimmungen, Richtli-
nien und Dokumente von Kanton und Bund zu berücksichtigen und umzusetzen. Gemeinde-
ammann Andreas Urech fasst die erfolgten Arbeiten der letäen Jahre zusammen. Es seien
viele verschiedene Stellen involviert gewesen mit verschiedenen Bedürfnissen. Auch häften
externe Stellungnahmen eingeholt werden müssen, welche so den Zeitplan beeinflusst und
auch vezögert hätten. Verantwortlich für die Planung sei der Gemeinderat. Dieser habe als
Unterstützung eine Planungskommission eingesetä, welche aus Vertretern verschiedener ln-
teressengruppen bestanden habe. Namentlich waren dies Daniel Eichenberger als Vertreter
der Landwirtschaftlichen Genossenschaft, Heinz Hess als Vertreter des Natur- und Vogel-
schutzvereines, Thomas Jost, Verein der Dorfuereine, Hans-Ulrich Lüscher, SVP Muhen,
Werner Lüscher, Gewerbeverein und Dieter Zaugg als Vertreter der SP Muhen. Gemeinde-
ammann Andreas Urech bedankt sich bei den Mitgliedern der Planungskommission sowie
dem Planungsbüro PLANAR AG für Raumentwicklung, für die kompetente Unterstützung und
das grosse Engagement während den letzten vier Jahren.

Gemeindeammann Andreas Urech weist auf das unter Einbezug der Bevölkerung entsan-
dene Ortsplanungsleitbild hin, in welchem wichtige Entwicklungssziele festgehalten wurden.
Das Leitbild wurde der Bevölkerung an einer lnformationsveransaltung vorgestellt und wäh-
rend des Planungsprozesses immer wieder beigezogen. Ein weiteres wichtiges lnstrument sei
das lnventar über die Natur- und Landschaftsobjekte der Gemeinde sowie die Liste der schüt-
zenswerten Bauten, welche in Zusammenarbeit mit dem Kanton entstanden sei. Aus all den
verschiedenen rechtlichen Grundlagen, Dokumenten, Stellungnahmen und Mitmirkungsbeiträ-
gen seien schlussendlich die revidierten Planungsinstrumente hervorgegangen, welche heute
zur Beschlussfassung vorgelegt würden.
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Gemeindeammann Andreas Urech erklärt, dass heute nicht alle Dokumente zur Abstim-
mung gelangen. Planungsbericht, Ortsplanungsleitbild, Kommunaler Gesamtplan Verkehr
(KGV), Bauinventar, Merkblätte und Arbeitshilfen seien nicht Gegenstand der Beschlussfas-
sung. Zur Beschlussfassung gelangen lediglich die grundeigentümerverbindlichen Planungs-
instrumente, so die revidierte Bau- und Nutzungsordnung, der Bauzonenplan, der Kulturland-
plan und der Hochwasserschutzplan.

Gemeindeammann Andreas Urech erläutert die wichtigsten Anderungen gemäss der Bot-
schaft des Gemeinderates. lm Detail konnten die Dokumente während der öffentlichen Aufla-
ge bei der Gemeindekanzlei und auch auf der Homepage eingesehen werden. Er weist spezi-
ell auf die Arbeitszonen-Erweiterung ,,Nidermatt" hin, welche unter anderem ermögliche, dass
die Matter Bauunternehmung AG bei erfolgreichen Verhandlungen über entsprechenden
Landerwerb aus derWohnzone in die Arbeitszone umziehen könne.

Bezüglich Einführung der neuen Dichteziffer erklärt Gemeindeammann Andreas Urech die
Unterschiede zur bisherigen Ausnützungsziffer und verweist auf das bereits bestehende
Merkblatt, das beider Bauverwaltung bezogen werden könne.

Die Gefahrenkarte Hochwasser des Kantons sei ebenfalls in die Planung eingeflossen, als
Hochwasserschutzplan. Gemeindeammann Andreas Urech erklärt die verschiedenen Zonen
und Unterscheidungen.

Gemeindeammann Andreas Urech weist auf den behördenverbindlichen Kommunalen Ge-
samtplan Verkehr (KGV) hin. Darin seien verschiedene Massnahmen analysiert und priorisiert
worden, so z.B. die flächendeckende Reduktion auf Tempo 30, über welche die Gemeinde-
versammlung voraussichtlich im November 2016 abstimmen werde.

Gemeindeammann Andreas Urech bedauert, dass nicht alle Ziele des Gemeinderates und
der Planungskommission erfolgreich umgesetzt werden konnten. Betreffend der ,,Erschlies-
sung KAPAG" wurden gemeinsam mit dem Planungsbüro sehr viele Anstrengungen zur Ver-
besserung der aktuellen Erschliessung unternommen. Leider wurden sämtliche Vorschläge
vom Kanton abgelehnt.

lm Rahmen der öffentlichen Auflage seien insgesamt fünf Einwendungen eingegangen. Nach
einer Besprechung sei eine Einwendung zurückgezogen worden. Die anderen vier Einwen-
dungen wurden zu den Themen Fruchtfolgefläche, Zuweisung Parzelle zu Arbeitszone, Zu-
weisung Parzelle zu Wohnzone W2, Kaskadenmodell Mobilfunkantennen. Zwei der Einwen-
dungen seien ganz oder teikeise gutgeheissen worden. Zwei Einwendungen seien durch den
Gemeinderat abgewiesen worden.

Gemeindeammann Andreas Urech erklärt die Anpassungen im ebenfalls zur Abstimmung
kommenden Gebührenreglement und dem Reglement über die Finanzierung von Erschlies-
sungsanlagen (Erschliessungsreglement).

Gemeindeammann Andreas Urech zeigt den Ablauf der Planungsschritte auf und erwähnt,
dass die Dokumente nach erfolgter Beschlussfassung durch die Gemeindeversammlung noch
an den Kanton zur abschliessenden Genehmigung zu senden seien. Er weist auf die in der
Botschaft beschriebenen möglichen stellbaren Anträge hin und eröffnet die Diskussionsmög-
lichkeit.

Jacqueline Müller erkundigt sich, ob die Umzonung von der Zone W1 zur Zone W2 einen
Einfluss auf den Wert des Grundstückes oder der Liegenschaft habe.
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Gemeindeammann Andreas Urech teilt mit, dass durch die Umzonung die mögliche Ausnut-
zung auf dem Grundstück steige und das Grundstück somit eher einen grösseren Wert habe.

Marlise Hämmerli wohnt am Grenzweg und hat von der Aargauischen Gebäudeversicherung
(AGV) den Hinweis erhalten, dass sie sich um den Hochwasserschutz bei ihrer Liegenschaft
im Bereich Grenzweg/Hauptstrasse kümmern müsse. Sie vestehe nicht weshalb, denn bis an
der Hauptstrasse vorne Hochwasser bestehe, sei bereits das ganze Quartier,,abgesoffen". Sie
möchte wissen, wenn das letzte Hochwasser kam, bei dem dort die Keller unter Wasser ge-
setzt wurden und beidem man sagen könne, dass dies wieder vorkomme.

Gemeindeammann Andreas Urech versteht das Anliegen von Marlise Hämmerli. Die Einstu-
fung dieser Flächen werde jedoch nicht von der Gemeinde sonden von Fachleuten des Kan-
tons vorgenommen. Für die Gemeinde sei es schwierig, gegenüber dem Kanton die Meinung
zu vertreten, diese Gefahr bestehe nicht mehr. Die Frage sei, ob in den letäen Jahren bauli-
che Veränderungen vorgenommen wurden, die zu einer veränderten Ausgangslage führen.
Dann könnte man allenfalls argumentieren, dass die Gefährdung nicht mehr bestehe und ein
entsprechendes Gutachten einreichen.

Marlise Hämmerli entgegenet, gemäss AGV sei das Schwabistalbächlein Ursache allfälliger
Überflutungen. Dort sei man aktuell am Umbauen oder Einschachten. Sie fragt sich, ob je
einmalWasser bis zu den Häusern gekommen sei, beim Feld sei es noch verständlich, jedoch
nicht bei den Häusern. Auch Personen, die schon sehr lange im Quartier wohnen, hätten dies
noch nicht erlebt.

Gemäss Gemeindeammann Andreas Urech wird unterschieden zwischen dem 100-
jährlichen Hochwasser, dem 300-jährlichen Hochwasser und den sogenannten ausserordnet-
lichen Ereignissen. Die Gemeinde besitze auch eine Pazelle, die trotz der Sanierung des
Schwabistalbächleins nicht entlassen werde, sondem noch als Fläche mit Restgefdhrdung ta-
xiert werde. Somit müsse man Kenntnis davon nehmen, dass bei einem extremen Ereignis die
Gefahr von Hochwasser bestehen könne. Allenfalls handle es sich hier um eine rechtliche Ab-
sicherung der Behörden. Es handle sich um kantonale Planungsinstrumente, welche die Ge-
meinde gar nicht anders beschliessen könne. Somit könne die Gemeinde auch nicht die Par-
zelle von Frau Hämmerli aus der Zone entfernen.

Marlise Hämmerli enruidert, dass dies mehrere Pazellen sein müssten, nicht nur ihre.

Gemeindeammann Andreas Urech übergibt das Wort an Kurt Rey, welcher vorgänig seinen
Antrag und Power Point-Folien bei der Gemeindekanzlei eingereicht hatte.

Kurt Rey nimmt Bezug auf die Vorrednerin und möchte sich als ehemaliger Wasserbauinge-
nieur zum Hochwasserschutzplan äussern. Er möchte auf einen besonderen Umstand hinwei-
sen, der das öffentliche lnteresse betreffe. Er könne der Freihaltezone Suhrgasse aus hydrau-
lischer und politischer Sicht nicht zustimmen. Mit Datum vom 21. Dezember 2015 hätten die
Planer die Planungsarbeiten abgeschlossen. Mit dem heutigen Datum würden die Stimmbür-
ger aufgefordert, diesem Plaungswerk zuzustimmen. lm Planungsbericht, Seite 46, habe der
Planer geschrieben ,,Da davon ausgegangen werden kann, dass sich die Gefahrensituation in
Muhen miftelfristig (innert der nächsten 5 Jahre) nicht ändert, wird der Hochwasserschutz in
der Nutzungsplanung mit dem Vorschriftenmodell umgesetzt." Der Planer habe nicht beachtet,
dass die Gemeinde bereits eine Hochwassersanierung vollzogen habe. Er verschreibe der
Gemeinde das unveränderte kantonale Vorschriftenmodell. Dies seieine offensichtliche Fehl-
interpretation.
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Denn wir alle wissen, dass der Schwabistalbach mindestens für das 1O0-jährige, wenn nicht
sogar für das 100O-jährige Hochwasser ausgebaut worden sei und damit die geforderte Si-
cherheit biete. Später werde eine Beweisführung für eine Planänderung schwieriger sein, da
die Planer und die Gemeindeversammlung den Stand per 2015 sanktioniert hätten. Man solle
nicht wissentlich fehlerhafte Vorschriften in Kraft setzen.

Kurt Rey wendet sich an die Vorrednerin und erklärt, dass es schon mal Hochwasser gab an
dieser Stelle beim Schwabistalbächlein. Die Ursache, weshalb es dort überlaufen sei, dort sei
der Kanton schuld. Vor einer Eindolung hätte auf keinen Fall ein Kiessammler gemacht wer-
den dürfen. So hätte man dem Wasser die Energie genommen, das Wasser hätte dadurch
keine Geschwindigkeit mehr gehabt und sei überlaufen. Man sollte das Gegenteil machen, ei-
nen sogenannten Schwanenhals, damit es eine Beschleunigung gäbe.

Schliesslich stellt Kurt Rey folgenden Rückweisungsantrag:

1 . ,,Der Hochwasserschutzplan vom 21.12.2015 sei zurückzuweisen.
2. Der Gemeinderat sei zu beauftragen, im Planungsbericht sowie im Hochwasser-

schutzplan die bereits erstellten Schufzmassnahmen am Schwabistalbach zu berück-
sichtigen."

Gemeindeammann Andreas Urech erläutert die Sicht des Gemeinderats zum Antrag von
Kurt Rey. Gemeindeammann Andreas Urech habe Abklärungen bei Markus Zumsteg, Leiter
Gewässerbau des Kantons Aargau und Martin Tschannen, zuständiger Projektleiter, gemacht.
Die Aussage, dass die vorgenommenen Sanierungsarbeiten beim Schwabistalbächlein nicht
berücksichtigt worden seien, stimme so nicht. Die erwähnte Fläche sei vorher in der Hoch-
wasserschulzzslls gewesen. Durch das Vornehmen der Sanierungsarbeiten sei es nun ledig-
lich noch eine Fläche mit Restgefährdung. lm Weiteren weist Gemeindeammann Andreas
Urech darauf hin, dass, soweit es sich um Gefährdungsflächen ausserhalb der Bauzone
handle, heute auch gar nicht darüber abgestimmt werde, es handle sich nur um einen Orien-
tierungsinhalt, der auf dieser Pazelle verbleibe. Bei Extremereignissen könne durchaus noch
etwas passieren. Wie erwähnt, ziehe dies aber auch keine baulichen Massnahmen nach sich,
sondern der Eigentümer müsse davon Kenntnis nehmen. Von Seiten Kanton sei erwähnt wor-
den, dass im hinteren resp. oberen Teil des Schwabistalbächleins immer noch die Situation
sei, dass dort kein Hochwasserschutz bestehe. Je nach Entwicklung und je nach Ereignis
könne es sein, dass dort eine entsprechende Überflutung stattfinden könne. Falls die Ge-
meindeversammlung beschliesse, dass der Hochwasserschutzplan zurückgewiesen werde,
mit dem Antrag, dass diese Freihaltezone ausgezont werden soll, ändere sich an der Aus-
gangslage nichts. Selbst wenn die Gemeindeversammlung eine Rückweisung beschliesse
und der Gemeinderat daraufhin das Freihaltegebiet Hochwasser im Bereich Suhrgasse ent-
ferne, müsste bei einer zukünftigen Einzonung nachgewiesen werden, dass keine Gefährdung
durch Hochwasser mehr besteht. lm Sinne der Transparenz mache es deshalb aus Sicht des
Gemeinderates keinen Sinn, diesen Sachverhalt im Hochwasserschutzplan nicht mehr zu de-
klarieren. Der Kanton würde sich so oder so auf den übergeordneten Richtplan stützen. lm
Sinne der Transparenz für zukünftige Grundeigentümer sollte dies nach wie vor ersichtlich
sein. Deshalb empfehle der Gemeinderat den Rückweisungsantrag von Kurt Rey zur Ableh-
nung.

Kurt Rey weist nochmals auf die hydraulischen Gegebenheiten hin. Die Gefahr bestehe eher,
dass der Bach austrockne, als dass es zu einem Hochwasser komme. Es sei unverhältnis-
mässig. Für ihn als Sachverständiger sei dies eine optimale Dummheit.
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Marlise Hämmerli erkundigt sich, ob es wirklich Sinn mache, dass sich das Baugeschäft bis
zur Kante der Autobahn breit mache. Sie möchte wissen, mit wie viel zusätzlichem Lärm für
die Anwohner gerechnet werden müsse, immerhin hätten sie schon den Autobahnlärm. Bisher
sei dort nur stilles Gewebe gewesen. Sie fragt, ob dies bei einem Autobahnausbau in die Que-
re kommen würde.

Gemeindeammann Andreas Urech erläutert die Gründe des Gemeinderates für die Auslage-
rung dieser Zone. Der Gemeinderat habe die Situation als Ganzes betrachtet und mehr Positi-
ves daran gesehen, das Gewerbe im Dorfzentrum in eine periphere Arbeitszone auszulagern.
Die Nähe zur Autobahn und die Angrenzung an die Gewerbezone habe der Gemeinderat als
ideal betrachtet. Am aktuellen Standort sei die Ausfahrt über das Trottoir auf die Kantons-
strasse gefährlich und befinde sich mitten in derWohnzone. Die Gewerbezone seifür solche
Geschäfte ausgelegt, in dieser Zone müsse mit einer gewissen Lärmbelastung gerechnet

werden. Die Frage betreffend Autobahnausbau sei geklärt worden und stelle kein Problem
dar.

Marlise Hämmerli vermutet, dass ihre Pazelle deshalb umgezont wurde.

Gemeindeammann Andreas Urech erklärt, dass dies nichts damit zu tun habe

Urs Spinnler sagt, er wohne in der Nähe der Grittengasse. Es habe ein Fahrverbot für Autos
und Motorräder (nur Zubringer). Täglich hätten sie Verkehr von 40-Tönner-Lastwagen. Er
möchte wissen, wie dies später einmal gelöst werden solle.

Gemeindeammann Andreas Urech teilt mit, dass dem Gemeinderat diese Problematik be-
kannt sei. Ab und zu würden Lastwagen von der falschen Seite reinfahren. Dies wurde bei der
Firma KAPAG schon mehrfach deponiert. Die Zulieferer sollten entsprechend informiert wer-
den. Wegen der internationaler Vernetzung klappe dies jedoch nicht immer. Die Gemeinde
könne dies bei der Regionalpolizei deponieren, so dass vermehrt Kontrollen durchgeführt
würden. Der Gemeinderat sei auch daran, die Situation bei der Verzweigung Fabrikstrasse zu
verbessern.

Urs Spinnter bittet den Gemeinderat, einen Betriebswegweiser ,,KAPAG" bei der Vezwei-
g u n g Hauptstrasse/N idermattstrasse anzubringen.

Gemeindeammann Andreas Urech antwortet, dass dieses Anliegen aufgenommen und mit
dem Kanton geprüft werde.

Gornetia Kappeter informiert, dass sie ebenfalls an der Grittengasse wohne. Sie hätten zwei

kleine Kinder und es habe ganz viele Kinder, die entlang dieser Strasse laufen. Sie würde das
Votum des Vorredners unterstützen, dass beim Wendepunkt auf der anderen Seite ein Weg-
weiser errichtet werden solle. Die 4O-Tönner wüssten nicht, dass sie nicht Zubringer sind.

Gemeindeammann Andreas Urech entgegnet, dass dieses Anliegen geme geprüft werde.
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Rückweisungsantrag von Kurt Rey

Der Hochwasserschutzplan vom 21.12.2015 sei zurückzuweisen. Der Gemeinderat sei zu be-
auftragen, im Planungsbericht sowie im Hochwasserschutzplan die bereits erstellten Schutz-
massnahmen am Schwabistalbach zu berücksichtigen.

Beschluss

Der Rückweisungantrag von Kurt Rey wird mit grossem Mehr abgelehnt.

Beschluss

Die Gesamtrevision der Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland mit dazu gehörendem Ge-
bührenreglement sowie das revidierte Reglement über die Finanzierung von Erschliessungs-
anlagen werden mit grossem Mehr genehmigt.

Eintritt der Rechtskraft dieses Beschlusses: 12. Juli2016

MUHEN
Gemeindeschreiberin

Urech Corinne Schär
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